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06.00 AM MORGEN
mit Stefani Josephs
Kulthits und
das Beste von heute,
Veranstaltungstipps
und diese Themen:
´ Der SC Paderborn im
Trainingslager: Strohdiek
und Kutschke im
Golf-Fieber
´ Prozessbeginn: Der
Kinoschütze von Aurora
´ Und natürlich:
„Das geheimnisvolle

Geräusch“ – Mitraten
und gewinnen!

´ Immer um halb:
Radio Hochstift Aktuell
mit Daniel Saage und
aktuellen Wetter-
und Verkehrsinfos

10.00 AM VORMITTAG
mit Sylvia Homann
Kulthits und
das Beste von heute
Immer um halb:
Radio Hochstift Aktuell
mit Daniel Saage und
aktuellen Wetter-
und Verkehrsinfos

12.00 AM MITTAG
mit Katharina te Uhle

14.00 AM NACHMITTAG
mit Tim Donsbach
Kulthits und
das Beste von heute für
Ihren perfekten
Feierabend!
´ Immer um halb:
Radio Hochstift Aktuell –
Ihre Lokalnachrichten mit
Sonya Harrison plus
Wetter und
Verkehrsinfos

18.00 AM ABEND
mit Britta von Lucke

22.00 DIE NACHT
mit Julia Winterfeld
und ab 0 Uhr
mit Susi Makarewicz
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¥ Zu den Artikeln „Politiker
ermuntern zur Klage“ und
„100-Meter-Idylle soll erhal-
ten bleiben“ in der NW vom
17. Januar melden sich diese
Leser.

Beim Thema
Windkraftanlagen
stehen die Interes-
sen der Energiein-

dustrie und Investoren auf der
einen und die der betroffenen
Anwohner häufig diametral ge-
genüber. Für die Interessenab-
wägung und Entscheidungsfin-
dung haben die kommunalen
Instanzen einen Ermessens-
spielraum. Wie unterschiedlich
dieser genutzt werden kann, be-
legen zwei Beispiele aus den be-
nachbarten Kommunen Pader-
born und Borchen, über die in
dieser Zeitung am gleichen Tag
berichtet wurde.

Fall 1: Der Bauausschuss der
Stadt Paderborn gibt grünes
Licht für zwei weitere Wind-
kraftanlagen mit einer Höhe von
knapp 200 Metern am Iggen-
hauser Weg in Dahl. Entfer-
nung zur Wohnbebauung zwi-
schen 850 und 900 Meter. Be-
einträchtigung der Anwohner
durch Schlagschatten, Blink-
feuer und Lärmimmission. Der
Beschluss wird in dem Wissen
gefasst, dass der gültige Flä-
chennutzungsplan (107. FNP)
in der ausgewiesenen Windvor-
rangzone eine 100–Meter-Hö-
henbegrenzung vorsieht. Be-
gründet wird dies mit einer zu
erwartenden Änderung des Flä-
chennutzungsplans (125. FNP),
über den aber noch gar nicht
rechtsverbindlich entschieden
ist.

Fall 2: Zeitgleich lehnt die
Nachbargemeinde Borchen den
Antrag auf Errichtung eines 180
Meter hohen Windrades – Ent-
fernung zum Ortsrand circa
1.200 Meter – einstimmig ab.
Sie hält an der geltenden Hö-
henbegrenzung von 100 Meter

für Windräder in Ortsnähe fest.
Begründung: Aufgabe der Ge-
meinde sei es nicht, den Ge-
winn der Windkraftbetreiber zu
mehren, sehr wohl aber, vor-
sorgenden Anwohnerschutz zu
betreiben.

Jenseits der Feststellung, dass
Borchen bürgerfreundlich und
Paderborn anwohnerfeindlich
entscheidet, ist in diesem Zu-
sammenhang vor allem dies be-
fremdlich: Der Bauausschuss,
der aus Angst vor Entschädi-
gungsklagen der Investoren
wissentlich den von ihm selbst
beschlossenen Flächennut-
zungsplan per Ausnahmerege-
lungen außer Kraft setzt, rät zu-
gleich den betroffenen Bürgern
zur Klage gegen die Baugeneh-
migung. Das grenzt – bei allem
Verständnis für die juristisch
schwierige Situation – an Zy-
nismus.

Wolf-D. Brettschneider
33100 Paderborn

Es geht also
doch! Das hat der
Haupt- und Fi-
nanzausschuss der

Stadt Borchen mutig bewiesen,
indem er den Antrag eines
Windkraftbetreibers auf Ände-
rung des Flächennutzungsplans
aus dem Jahr 2006 ablehnte. Es
bleibt in Borchen bei der Hö-
henbegrenzung von 100 Me-
tern. Damit haben Bürgermeis-
ter und Ratsvertreter/innen dem
Investor die Stirn geboten,
„denn es könne nicht Aufgabe
der Gemeinde sein, den best-
möglichen Gewinn sicherzu-
stellen“ so Bürgermeister Al-
lerdissen. Wie wahr!

Die Gemeinde hat aber sehr
wohl die Aufgabe, die berech-
tigten Einwände der Bewohner
gegen die 200-Meter-Wind-
energieanlagen in weniger als
1.000 m Entfernung von der
Wohnbebauung in ihre Ent-
scheidungen einzubeziehen.

Hätten doch die Mitglieder
des Bau- und Planungsaus-
schusses der Stadt Paderborn
den gleichen Mut gehabt wie ih-
re Kollegen/innen in Borchen!
Sie aber haben die Anträge auf
Errichtung von zwei weiteren
Windriesen mit fast 200 Meter
Höhe am Iggenhauser Weg
durchgewinkt. Sie haben ge-
kniffen vor der Androhung von
Klagen durch die Investoren,
obwohl sie wissen, dass der Flä-
chennutzungsplan (FNP) Nr.
107 aus dem Jahr 2010 noch im-
mer Rechtsgültigkeit besitzt, der
eine Höhenbegrenzung von 100
Metern vorsieht. Dieser FNP
schließt unmittelbar an die Dö-
renhagener Windvorrangzone
der Stadt Borchen an.

Was der kleinen Gemeinde
Borchen gelingt, wird in der
großen Stadt Paderborn mit
„Ausnahmeregelungen“ nervös
über den Haufen geworfen, um
die ökonomisch ausgerichtete
Zielführung der Politik der Er-
neuerbaren Energie zu erfüllen:
möglichst große Mengen an
Windenergie zu produzieren.
Das hat die Investoren gefreut!

Die Ansicht, wo eine Wind-
energieanlage von 180 Metern
Höhe am Iggenhauser Weg
steht, da können auch noch zwei
weitere stehen, mag vorder-
gründig richtig sein, weil die
Landschaft ohnehin schon ver-
schandelt ist. Aber man kann
dem entgegenhalten „Wer A
sagt, muss nicht auch B sagen,
er kann auch erkennen, dass A
falsch war.“ (B. Brecht)

Man kann nur hoffen, dass
der Kreis Paderborn als Ge-
nehmigungsbehörde sich der
Rechtsunsicherheit des Flä-
chennutzungsplans 125 be-
wusst ist und die Rechtssicher-
heit des Flächennutzungsplans
107 anerkennt und dement-
sprechend handelt.

Ich schreibe dieses als di-
rekter Nachbar des ersten Rie-
senrades am Iggenhauser Weg,

das circa 900 Meter zu meinem
Wohnhaus steht. Als solcher
komme ich mir vor wie auf der
Kirmes, mit Blinklichtern und
Motorensausen konfrontiert.

Hans Georg Berling
33100 Paderborn-Dahl

Als Dahler Bür-
ger freuen wir uns
sehr, zu lesen, dass
es noch Politiker

wie den Bürgermeister Aller-
dissen und seine Ratsmitglie-
der in Borchen gibt, denen das
Wohl „Ihrer“ Bürger am Her-
zen liegt und das Standing ha-
ben, entsprechend zu handeln
beziehungsweise zu entschei-
den. Während in anderen Ge-
meinden wie in Paderborn die
Sorgen der Bürger kein Gehör
finden und Entscheidungen aus
Angst vor Regressforderungen
entgegen diesen berechtigten
Sorgen von fast allen Ratsmit-
gliedern „durchgewunken“
werden – und dies bei fast iden-
tischem Sachverhalt.

Eine derartige Vorgehens-
weise führt bei vielen Wählern
mit Sicherheit zu immer grö-
ßerer Politik- beziehungsweise
Politikerverdrossenheit, die zur
Zeit so offensichtlich in Er-
scheinung tritt. Bei allem
Wunsch nach ökologisch ver-
tretbarer Energieversorgung
sind die neuen Windkrafträder
in Dahl für uns eher Ausdruck
von Gier und Rücksichtslosig-
keit als für verträgliche Tech-
nik und umsichtige, bürgerna-
he Politik. Der so treffend for-
mulierten Aussage von Herrn
Allerdissen, dass der höchst-
mögliche Gewinn für einen
Windkraftbetreiber nicht der
Handlungsmaßstab für eine
Gemeinde sein kann, stimmen
wir aus vollem Herzen zu.

Christa und Horst Spittka
Marlies Eckey-Reffling

Fritz Reffling
33100 Paderborn
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¥ Zum Artikel „Familie Seli-
mi bangt um ihre Zukunft“ in
der NW vom 15. Januar schrei-
ben diese Leser.

Nach dem Ter-
roranschlag in Pa-
ris steht Deutsch-
land unter dem

Eindruck der Demonstrationen
gegen Intoleranz für Mei-
nungsfreiheit und den De-
monstrationen gegen Pegida für
ein „buntes Deutschland“.
Wenn ich dann den Bericht über
die Familie Selimi in derNW le-
se, frage ich mich, wie das alles
zusammenpasst. Zur Erinne-
rung: Vom 22. bis 26. August
1992 wurde in Rostock-Licht-
enhagen das Sonnenblumen-
haus mit Brandsätzen angegrif-
fen, um die in ihm unterge-
brachten Ausländer und Asyl-
bewerber zu vertreiben. Wer
nun geglaubt hat, die Angreifer
würden ermittelt und bestraft,
sah sich getäuscht. Das Ergeb-
nis war eine Verschärfung des
Asylrechts – die Deutschen soll-
ten vor Asylbewerbern ge-
schützt werden.

Im letzten Jahr wurden Ser-
bien und weitere Balkanstaaten
als sichere Herkunftsstaaten
eingestuft. Diesem Gesetz
stimmte der Bundestag am 3.
Juli und der Bundesrat am 19.
September zu, obwohl Pro Asyl
schon im April ein Gutachten
veröffentlicht hatte, dass diese
Staaten keineswegs sichere
Herkunftsländer seien. Beson-
ders Roma sind zum Teil mas-
siven Repressalien ausgesetzt –
der NW-Bericht erwähnt das
ebenfalls.

Was gewinnt eine Stadt, die
von der Mehrheitsfraktion mit
dem „C“ regiert wird, wenn sie
die Familie Selimi abschiebt, was
verliert sie, wenn sie es nicht tut?
Die Fragen müssen auch dem
Bürgermeister gestellt werden.
Wenn sich die Stadt auf „ge-
setzliche Grundlagen“ beruft,
erinnert mich das an Recht-
fertigungen von Menschen, die
sich und ihre Verantwortung
hinter Gesetzen verstecken.

Norbert Hagenbrock
Pfarrer

33129 Delbrück

In Deutschland
gibt es einen Kon-
sens, der die große
Mehrheit der Bür-

ger einschließt, dass nämlich
Menschen in Not geholfen wer-
den muss. Dies ist auch da-
durch begründet, dass Deut-
sche nach dem Zweiten Welt-
krieg viel Hilfe erfuhren, ob-
wohl sie diesen
Krieg entfacht
haben, in dem
Millionen
Menschen
durch Deut-
sche gelitten
haben und gestorben sind. Dies
gilt besonders auch für Sinti und
Roma, die von den Nazis als an-
geblich „minderwertige Rasse“
diskriminiert, verfolgt und im
Vernichtungslager Auschwitz
tausendfach ermordet, aber
bisher kaum als Opfergruppe
wahrgenommen wurden.

Wenn in Paderborn die Ro-
ma-Familie Selimi mit ihren vier
Kindern kurzfristig in das an-
geblich sichere Herkunftsland
Serbien abgeschoben werden
soll, obwohl sie, wenn auch mit
Unterbrechungen, elf Jahre hier
gelebt hat, nachdem sie 1999 aus
den Bürgerkriegswirren geflo-
hen war, dann mutet diese Ent-
scheidung nicht nur herzlos und
bürokratisch an, sondern sie
wird auch der besonderen deut-
schen Verantwortung gegen-
über dieser ethnischen Gruppe
nicht gerecht. Der Bürgermeis-
ter Paderborns und die Ent-
scheidungsträger in Verwal-
tung und Politik sollten sich mit
Überzeugung dem Votum des
Petitionsausschusses des Land-
tags NRW anschließen, der ein
dauerhaftes Bleiberecht für die
Familie Selimi empfiehlt, ob-
wohl der erforderliche vierjäh-
rige Aufenthalt in der Bundes-

republik drei Monate lang un-
terbrochen wurde, denn sie
wissen genau, dass Serbien für
Sinti und Roma kein sicheres
Land ist.

Die Familie Selimi braucht
keinen Aufschub des Ausrei-
setermins, nach dem sie dann
doch abgeschoben wird, son-
dern ein dauerhaftes Recht, in
Deutschland zu leben, zu ler-
nen und zu arbeiten. Ihr dies
zu gewähren, bedeutete auch ein
deutliches Zeichen gegen den
Ungeist, der sich zur Zeit in ei-
nigen Städten Deutschlands
Geltungverschafftunddenoben
genannten Konsens in Frage zu
stellen versucht.

Mit einer solchen Entschei-
dung könnte sich der Bürger-
meister auch guten Gewissens
am nächsten Montag an der
Menschenkette des Forums der
Religionen beteiligen und zu-
sammen mit vielen anderen für
„religiöse Vielfalt, Toleranz und
Menschlichkeit“ werben.

Dieter Hennig
33100 Paderborn

Aristoteles
nimmt in der Ni-
komachischen
Ethik (V/14) eine

wichtige Erweiterung von Recht
und Gerechtigkeit vor: die Bil-
ligkeit (griech.: epieikeia) und
sagt, dass Recht uns widerlich
ist, wenn es ohne Billigkeit in
Erscheinung tritt.

Die Römer erkannten die
ethische Berechtigung dieser
Sichtweise und bauten die Bil-
ligkeit (lat.: aequitas) in ihr ge-
satztes Recht ein. Ihr Grund-
satz hieß: „summum ius, sum-
ma iniuria“ (von Cicero über-
liefert, De officiis, I 10, 33). Der
lateinische Rechtsgrundsatz
bedeutet: Das höchste Recht
verkehrt sich ins höchste Un-
recht (wenn dabei die Billigkeit
außer acht gelassen wird). Das
englische Recht, für seine Fair-
ness bekannt, übernahm diese
Auffassung von den Römern.
Man spricht dort von „equity“.

Goethe, selber Jurist, meint
im „Faust“, dass sich jedes Ge-
setz und jedes Recht in puren
Irrsinn verkehrt, beachtet man
die Billigkeit nicht: „...Ver-
nunft wird Unsinn, Wohltat
Plage, ...“ (Faust I, Schülersze-
ne ).

Eine lange Vorrede für den
Fall Selimi, doch nötig, um zu
zeigen, wie unbillig die Stadt ge-
gen diese Familie vorgeht. Zu
erklären bliebe noch, was das
denn nun genau ist, oft ge-
nannte Billigkeit. Der Philo-
soph Otfried Höffe verständ-

lich und präg-
nant: „Die Bil-
ligkeit befasst
sich mit der
Korrektur der
konkreten An-
wendung von

Gesetzen und Verordnungen.
Weil Gesetze allgemeine Regeln
sind, werden sie nicht jedem
Einzelfall gerecht. Hier bewahrt
die Billigkeit vor einer kleinli-
chen und gnadenlosen Genau-
igkeit, damit sich das höchste
Recht nicht in höchstes Un-
recht verkehre.“ (Höffe „Ge-
rechtigkeit“ , München 2001, S.
58 f.)

Zieht die Stadt die Abschie-
bung der Familie Selimi wirk-
lich durch, fällt sie mit ihrer
Rechtsauffassung über 2.000
Jahre zurück, noch hinter Aris-
toteles, zurück in die Rechts-
begriffe früher Heiden. Aris-
toteles, der Philosoph, der der
katholischen Kirche im Mittel-
alter als der größte galt und der
auch heute noch in der Kirche
unter allen Philosophen mit das
höchste Ansehen genießt, wür-
de sich im Grabeumdrehen,und
denken: Sieh da, das allerka-
tholischte, schwarze Pader-
born! Heidnischer als die
schlimmsten Heiden vor mei-
ner Zeit entpuppt es sich hier.
Oh Jesses, was wird mit dieser
Stadt noch werden!

Rudolf Wakup
33102 Paderborn

Abschiebung
wird Verantwortung

nicht gerecht
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¥ Zum Leserbrief von Traude
Helene Weiland („Ratsmit-
glieder vermisst“ in der NW
vom 17. Januar) zum Bürger-
tag „Windindustrialisierung in
Dahl“ am 8. Januar meldet sich
FDP-Ratsherr Sascha Pöppe.

Glücklicher-
weise konnte ich
auf der Internet-
präsenz der DaWi

ein Foto der Veranstaltung fin-
den, bei dem ich unwiderleg-
bar in einer der vorderen Rei-
hen zu identifizieren war. Nicht
auszudenken, wie ich dies mei-
ner Frau hätte erklären sollen,
wo sie doch ihren Leserbrief
über die Nichtanwesenheit der
Ratsmitgliedergelesenhatte.Die
Freien Demokraten jedenfalls
haben sich intensiv mit dieser
Thematikbeschäftigt, sehenund
teilen die Befürchtungen der
Anwohner, wie ich dies im Üb-
rigen als FDP-Ratsherr aus
Neuenbeken auch an dem
Abend mitdiskutiert habe. Die
Kommunalpolitiker dürfen
nicht stets zur Zielscheibe ge-
macht werden. Eine rechtskon-
forme Aufstellung des Flächen-
nutzungsplanes hilft Wild-
wuchs zu verhindern und ist
doch daher in unser aller Inte-
resse.

Wir arbeiten daran, die ge-
plante weitere Ausweitung im
Rahmen des 125. Flächennut-
zungsplanes zu verändern,
konkret zum Beispiel in An-
betracht der Planungen der
Nachbargemeinden kleinere
Flächen mit in die Betrachtung
einzubeziehen und den Stand-
ort Dahl zu entlasten. Für die –
zugegebener Weise abzählba-
ren – Befürworter Ihrer Initia-
tive wäre fairer Rückenwind in
der Zwischenzeit jedenfalls
dienlicher als falscher Gegen-
wind. Sascha Pöppe

3100 Paderborn-
Neuenbeken
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¥ Zum Artikel „Uni-Präsident
Risch kritisiert das Land“ und
„Hochschule mit Bundesliga-
format“ in der NW vom 19. Ja-
nuar äußert sich dieser Leser.

Die sehr nega-
tive Darstellungder
Reform des Hoch-
schulgesetzes

durch den Präsidenten der Uni-
versitätPaderbornanlässlichdes
Neujahrsempfangs ist leider
nicht von dem Wunsch getra-
gen, zu einem optimalen Mit-
einander von Hochschulen und
Land zu kommen. Sein Blick ist
nur auf die Freiheit von Wis-

senschaft und Forschung ge-
richtet. Dies ist nicht ausrei-
chend. Es geht darum, wie es be-
reits der frühere Ministerprä-
sident des Landes Johannes Rau
in seinem Beitrag anlässlich des
50. Geburtstages des Hoch-
schullandes NRW im Jahre 1996
ausführte, zu einer vernünfti-
gen Balance zwischen Univer-
sitätsautonomie und Staatszu-
ständigkeit zu kommen.

Der Gesetzgeber zeigt an dem
Gebiet der wissenschaftlichen
Weiterbildung, das vom Präsi-
denten in besonderer Weise an-
gesprochen wird, dass durch die
neuen Vorschriften (vgl. § 62

HG) Rahmenbedingungen ge-
schaffen werden, die die At-
traktivität der Hochschulen des
Landes NRW für Studierende
aus dem Ausland erhöhen. So-
weit ein weiterbildender Stu-
diengang in öffentlich-rechtli-
cher Form angeboten wird,
werden die Teilnehmer nicht
mehr als Gasthörer behandelt,
sondern als Studierende ein-
geschrieben. Damit wird aner-
kannt, dass die Betroffenheit der
grundständig Studierenden und
der Weiterbildungsstudieren-
den ähnlich ist. Der Gesetzge-
ber hat sich damit für eine Re-
gelung entschieden, die auch im

Interesse der Hochschulen liegt.
Die wissenschaftliche Wei-

terbildung ist bereits seit vie-
len, vielen Jahren Gegenstand
des Hochschulgesetzes. Unter
Berücksichtigung des lebens-
langen Lernens ist es dringend
geboten dass sich die Univer-
sität Paderborn gründlicher um
diesen Bereich kümmert. Auch
die Inhalte der grundständigen
Studiengänge werden durch ei-
ne Erhöhung der Anzahl der
Studierenden mit Berufserfah-
rung an Qualität gewinnen.

Ulrich Frehse
33098 Paderborn
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